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Kindermüssenkünftig
einenVelohelmtragen
Der Bundesrat will eine Tragpflicht für alle bis 16 Jahre.

Verkehr Ab einem Alter von
12 Jahren steigt die Zahl der
schwer verunfallten Velofah-
rerinnen stark an. Gleichzeitig
sinkt ab diesemAlter dieHelm-
tragquote. Aufgrund dieser ge-
fährlichenKombinationwill der
Bundesrat nun für Kinder und
Jugendliche bis 16 Jahre eine
Helmtragpflicht einführen. Da
soll deren Sicherheit erhöhen.

Danebenwill die Regierung
das Strassenverkehrsgesetz in
einerReiheweitererPunkte an-

passen. Sie sollen denVollzugs-
behörden und Gerichten bei
Raserdelikten in Zukunft mehr
Ermessensspielraumgewähren.
Begründet wird die Änderung
damit, dass die Umstände des
Raserdelikts besser beurteilt
und«unnötigeHärten»vermie-
denwerden sollen.Konkretwill
der Bundesrat die Mindestfrei-
heitsstrafe voneinemJahr strei-
chen und dieMindestdauer des
Fahrausweisentzugesvon24auf
12Monate senken. (chm)

IV-Rente:Showdown
umdie300-Millionen-Frage
Ein neues Verfahren lässt Geringverdiener auf eine faire
IV-Rente hoffen – der Ball liegt beimBundesgericht.

Sozialversicherung Er ist einer
von vielen, doch sein Fall könn-
te die Schweizer Rechtspre-
chung verändern. Ein damals
37-jährigerAnlagenführerbean-
tragte im Jahr 2001 Leistungen
bei der Invalidenversicherung
(IV),weil er anSchulterschmer-
zen litt.DieVersicherung sprach
ihm eine Rente zu, auf zwölf
Monate befristet. Weil die Be-
schwerdenzunahmen, gelangte
er ab 2012wiederholt an die IV.
Diese bestätigte eine 40-pro-
zentige Arbeitsunfähigkeit.

Wie üblich hatte die IV den
sogenannten Medianlohn der
zumutbaren Tätigkeit dem frü-
heren Lohn gegenübergestellt.
Ohne gesundheitliche Ein-
schränkung hätte der Mann als
Anlagenführer 68 258 Franken
pro Jahr verdient. Für die Be-
rechnung der Rente ging die IV
fürdieneueTätigkeit voneinem
Medianlohnaus,wie ihngesun-
de Menschen erwirtschaften
könnten. Dagegen ging der
Mann vorGericht.

DerBundesrat
stellte sichbisher stur
Rechtsprofessoren konnten
mehrfach belegen, dass die von
der IV herangezogenen Löhne
zu hoch seien. Die meisten ge-
sundheitlich Beeinträchtigten
würden auf dem Arbeitsmarkt
bis zu 17Prozentweniger verdie-
nen.DieBerechnung ist seit Jah-
ren ein Politikum, alle Parteien
kritisieren sie, von den Grünen
bis zur SVP.

Der Bundesrat hat im No-
vember festgelegt, dass ernichts
ändern will. «Die Untätigkeit
desBundesrats ist einSkandal»,
sagtMichaelE.Meier, Sozialver-
sicherungsrechtler an der Uni-
versität Zürich. Der Bundesrat

negiere die Realität, nur weil
eine fairere Methode offenbar
bis zu 300 Millionen Franken
mehrkoste.«SogardasBundes-
gericht attestiert seit Jahren,
dassdieLSE-Tabellenunpräzise
sind und höchstens als Über-
gangslösung taugen.»

Diekurzfristige
VerschiebungdesFalls
Mit umso mehr Spannung war
der Fall des früheren Anlagen-
führers, den die Bundesrichter
gesternberatenwollten, erwar-
tet worden. Doch das Bundes-
gericht annullierte die Ver-
handlung kurzfristig. Kenner
vermuten, dass ein neues Be-
rechnungsverfahren dazu ge-
führt hat, das einehochkarätige
Arbeitsgruppe rundumGabrie-
la Riemer-Kafka, emeritierte
Professorin für Sozialversiche-
rungs- undArbeitsrecht, seit Ja-
nuar 2020 erarbeitet hatte.

Just am letztenFreitagkonn-
teRiemer-Kafka ihreArbeitdem
Bundesgericht zustellen.Offen-
bar ist das Bundesgericht ge-
willt, das Verfahren zu prüfen.
«AufgrundderneuenTatsache,
die sich durch die neue Tabelle
ergibt, konnte das Bundesge-
richt gar nicht anders entschei-
den», sagt Riemer-Kafka.

Das Verfahren berücksich-
tigtdie effektiveLeistungsfähig-
keit von körperlich beeinträch-
tigten Menschen. Anders als
heutewerden ihre körperlichen
Funktionenauf eine realeTätig-
keit hin analysiert, zumBeispiel
ob jemand noch knien, sitzen
oder schwere Lasten über Kopf
tragen kann. So kann die effek-
tive Arbeitsunfähigkeit eindeu-
tiger eruiert werden.

Andrea Tedeschi

InitiativenführenzuZwist
unterUmweltschützern
Weil Grüne und SP fast zeitgleich zwei ähnlicheUmwelt-Initiativen ankündigen,
kommt es zu Sticheleien. Auch andere im grünen Lager sind irritiert.

DominicWirth

Der Sonntag war noch ganz
jung, dawardie SchweizerPoli-
tik schon um zwei Volksinitiati-
ven reicher.Oder zumindest um
zwei Ankündigungen. Und sie
war auchumeineAnekdote rei-
cher ineinemVerhältnis, das zu-
nehmend komplizierter wird:
dem zwischenGrünen und SP.

Doch der Reihe nach. Die
Sozialdemokraten taten am
Sonntagmorgen via Twitter
kund, dass sie eineVolksinitiati-
ve planen, um den «ökologi-
schen Umbau» der Schweiz
voranzutreiben. Das ist norma-
lerweise nicht derOrt und auch
nicht die Zeit, um solche Pläne
bekannt zu geben. Initiativen
sind politische Prestigeobjekte,
die sorgfältige Inszenierungge-
hört dazu. Eigentlich.

Dass es diesmal anders war,
lag an denGrünen.Deren Präsi-
dent Balthasar Glättli hatte am
gleichenMorgen inder«NZZam
Sonntag» eine grüne Initiative
fürdie«ökologischeWende»an-
gekündigt. Das zentrale Instru-
ment dafür: ein Fonds, gespeist
mit etwa siebenMilliardenFran-
ken.DieSPwiederumschlägt zur
Umsetzung ihrer Pläne einen –
richtig erraten – Fonds vor. Die
Grössenordnung?Genau, sieben
Milliarden Franken jährlich.

Dieaufmüpfige
kleineSchwester
Das klingt ganz schön ähnlich.
Und das von zwei Parteien, die
so etwas wie Schwestern sind.
Hier die kleine, grüne. Da die
grosse, rote. Allerdings ist zu-
letzt passiert, was in Geschwis-
terbeziehungen gerne einmal
vorkommt:DieKleinewird auf-
müpfig. Bei den eidgenössi-
schen Wahlen 2019 haben die
Grünengewaltig zugelegt, ihren
Wähleranteil mit neu über
13 Prozent auf einenSchlag fast
verdoppelt. Die SP dagegen hat
zwei Prozent verlorenund steht
noch bei knapp 17.

Die kleine Schwester legte
zu, auchaufKostender grossen.
UndderTrendsetzte sich zuletzt
bei kantonalen Urnengängen
fort. EineErklärung:DasKlima-
thema verfängt. Und bringt vor
allem den Grünen Stimmen. In
der SP ärgert man sich darüber
schon länger, weil man findet,
dass man eigentlich mehr fürs
Klima erreicht hat. Unddas ein-
fach nicht vermittelt bekommt.

Jetzt hatten die linken Schwes-
tern offenkundig ähnliche
Ideen, umsich für dasWahljahr
2023 zu positionieren.Undbei-
denehmen für sich inAnspruch,
die Erfinder zu sein. Der SP-
FraktionschefRogerNordmann
verweist darauf, dass die Initia-
tivpläne auf dem Klima-Mar-
shallplan fussten, den man
schon 2019 präsentiert habe.
AlineTrede,diedasAmtbeiden
Grünen bekleidet, macht auf
ihre entsprechende Ankündi-
gung vom letzten Sommer in
dieser Zeitung aufmerksam.

Werhat’s erfunden?DieFra-
ge führt zu Sticheleien. Roger
Nordmann sagt, man sei von
den Grünen zwar vorgewarnt

worden, aber sehr kurzfristig.
«Ich sehe jedochnicht ein,war-
umwir auf unser Projekt hätten
verzichten müssen – zumal wir
mit unserer Initiative weiter
sind», sagt Nordmann. Der
Waadtländer liess es sich am
Sonntag nicht nehmen, den
Initiativtextder SPgenüsslich in
Tweets zu bewerben.

VondenGrünengibt esnoch
keinen definitiven Text, laut
Fraktionschefin Aline Trede
aberbereitsTextbausteine.Man
befinde sich im partizipativen
Prozess mit der Basis. Die Ber-
nerin kontert Nordmann und
sagt, es zeugevon«wenigGrös-
se»,dassdie SP ihre Initiative so
kurz nach den Grünen präsen-
tierte. «Das hat mich negativ
überrascht», sagt sie. Und fügt
einen Satz an, der einiges aus-
sagt über das grüne Selbstver-
ständnis: «Wir lancieren ja auch
keineKita-Initiative.» Soll heis-
sen: Fürs Klima sind im linken
Lager wir zuständig.

Ganz so einfach dürfte es
nicht werden für die Grünen.
BeideParteien sagen,dassman
nun Gespräche führen wolle.
Manmüsseanschauen, obman
das nicht zusammen machen
wolle, sagt Roger Nordmann.
Auch Trede findet, dass es kei-
nen Sinn ergebe, parallel zwei
Initiativenmitdemgleichen In-
halt zu sammeln. Allein: Je-
mand wird das Lead überneh-

menmüssen.Tredemacht kei-
nen Hehl daraus, dass das die
Grünen sein sollen.

RodewaldsAngstvor
demverdorbenenBrei
Währenddie Initiativenbeider
Parteien mit der ökologischen
Transformation das gleiche
Ziel verfolgen, unterscheiden
sich die Ansätze. So betonen
dieGrünendenSchutzderBio-
diversität stärker – und irritie-
ren damit weitere Partner im
Umweltschutz-Lager.DerHin-
tergrund: Mit der Biodiversi-
tätsinitiative der Umweltver-
bände ist schon länger eine In-
itiative zum Schutz der
Artenvielfalt unterwegs. Sie
kommtbald insParlament, der
Bundesrat schlägt einen indi-
rektenGegenvorschlag vor.

Raimund Rodewald ist
einer der Köpfe hinter der Ini-
tiative.Er ärgert sichwie ande-
reVerbandsleutedarüber, nicht
informiertwordenzusein.«Ich
fühle mich düpiert», sagt er.
Der Geschäftsführer der Stif-
tung Landschaftsschutz warnt
davor, dass zu viele Köche den
Brei verderben. Und befürch-
tet, dass für die Biodiversität
einScherbenhaufendroht,weil
dieUnterstützung für einen in-
direkten Gegenvorschlag zur
Biodiversitätsinitiative wegen
der grünen Pläne schwinden
könnte.
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AlineTrede
FraktionschefinGrüne

«Eszeugtvonwenig
Grösse,dassdieSP
ihre Initiative sokurz
nachunspräsen-
tierte.Dashatmich
negativüberrascht.»

Roger Nordmann (SP) und Aline Trede (Grüne): Wer hat’s erfunden? Bild: Keystone

Schein-Normalität?
Schein-Freiheit!

Persönlichkeiten ausMedizin,Wirtschaft
und Gesellschaft engagieren
sich für Freiheit und Gesundheit.
NEIN zumCovid-19-Gesetz:
gesund-und-frei.ch


